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EU-AUstritts-VolksbEgEhrEn 
wird im dEzEmbEr EingErEicht!

Alle dafür nötigen Unterstützungs-Erklärungen geschafft.

Fachmeinungen gegen die EUro-"rettung" seite 4-5
Arbeitnehmer verlieren seit EU-beitritt  
110 milliarden Euro! seite 6-7
Österreich ist einzigartig! rückseite

Das ist das Erfreulichste seit lan-
gem, was wir Ihnen, liebe Leser, 
mitteilen können.  Wir werden – 
fristgerecht – noch im Dezember 
über neuntausend behördlich 
bestätigte Unterstützungser-
klärungen im Innenministerium 
einreichen. Damit kann es im 
Frühjahr nächsten Jahres (der Ter-
min wird vom Innenministerium 
festgelegt) zur „öffentlichen Ein-
tragungswoche“, dem eigentlichen 
Volksbegehren, kommen. Natür-
lich werden wir  Sie darüber weiter 
am laufenden halten.

Es war eine Heiden-Arbeit durch 
über eineinhalb  Jahre hindurch, 
diese erste Etappe eines bundes-
weiten Volksbegehrens zu schaf-
fen! Arbeit, die von vier unab-
hängigen Bürgerinitiativen 
geleistet wurde, die als Betreiber 
des Volksbegehrens fungieren: 
„Initiative HEImAT & UmWELT“ 
(Obfrau Inge Rauscher, Zeisel-
mauer/NÖ),  „Initiative für mehr 
DIREKTE DEmOKRATIE“ (Spre-
cher Helmut Schramm/Wien), 
Anti-Gentechnik-Plattform „PRO 
LEBEN“ (Pressesprecher Richard 
Leopold Tomasch/Kärnten), 
Tierschutz-Organisation „ANI-
mAL SPIRIT“ (Obmann Dr. Franz 
Joseph Plank, Laaben/NÖ). 
Gemeinsam bilden sie die „Über-
parteiliche Plattformfür den 
Austritt aus der EU“.

Die Schwierigkeiten bei der Erar-
beitung der neuntausend Einlei-
tungs-Unterschriften für das  Volks-
begehren waren enorm.

Insgesamt rund 200 (!) ganztä-
gige Info-Stand-Aktionstage in 
ganz Österreich bei fast jedem 
Wetter mußten dafür von den 
Plattform-Gruppierungen gelei-
stet werden! Dabei wurden von 
allen Plattform-Teilnehmern mehr 
als 180.000 Informationsblät-
ter mit  Argumenten per Hand-
verteilung und mittels persönlicher 
Bürgergespräche „unters Volk“ 
gebracht.

Allein an „Wegwarte“-Ausgaben 
mit Schwerpunkt EU-Austritts-
Volksbegehren wurden in die-
sen eineinhalb Jahren insgesamt 
acht verschiedene mit zusammen 
145.000 Stück Auflage ver-
schickt bzw. persönlich verteilt.

Jene mitarbeiter und mitarbeite-
rinnen, die dafür ihre karge Frei-
zeit opferten und oft weite Reise-
wege zu den jeweiligen „Einsatzor-
ten“ in Kauf nahmen, waren wohl 
die wichtigsten für das Zustande-

kommen der Einreichungs-Unter-
schriften. Ihnen haben alle Öster-
reicher, die das EU-Projekt (ein 
„Experiment“ wie seinerzeit die 
Sowjetunion) als falsch erkannt 
haben, viel zu verdanken. Die 
unmittelbar bevorstehende offizi-
elle Einreichung des Volksbegeh-
rens ist der erste große Wider-
stands-Beweis gegen die EU der 
immer mehr geschröpften Bürger 
auf völlig demokratisch-rechtsstaat-
lichem Weg.

Den Boden aufbereitet haben 
unter anderem gerade auch die 
mitarbeiter der INITIATIVE HEI-
mAT & UmWELT mit vorange-
gangenen jahrelangen Straßenak-
tionen und Unterschriftensamm-
lungen auf fortlaufenden Listen 
für den Austritt aus der EU. Erst 
dadurch hat sich gezeigt, daß 
immer mehr menschen dazu bereit 
sind; sonst hätten wir nicht gewagt, 
eine so große Aktion wie ein bun-
desweites Volksbegehren anzuge-
hen – ohne jeden „Apparat“, ohne 
Geldgeber wie beispielsweise beim 
Volksbegehren des Großindustri-
ellen Androsch, der laut offiziellen 
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Bäuerliche (statt industrielle) Landwirt-
schaft immer mehr unter Druck

Der folgende, wörtliche Auszug 
eines Artikels von Erich Zahnt aus 
Gaming in Niederösterreich, ent-
nommen der jüngsten Ausgabe 
der „Unabhängigen Bauernzei-
tung“ (www.ubv.at), kann nicht 
ernst genug genommen werden. 
Darin heißt es:

„Seit dem EU-Beitritt ist die 
Anzahl der land- und forstwirt-
schaftlichen Betriebe in Öster-
reich um fast ein Fünftel 
geschrumpft. Dieser Trend wird 
sich weiter fortsetzen, weil er ganz 
offensichtlich politisch so gewollt 
ist. Oberstes Ziel der EU-Agrarpo-
litik ist, die „Wettbewerbsfähig-
keit“ der Landwirtschaft zu stär-
ken UND umfassendes Wachstum 
voranzutreiben. Diese Zielsetzung 
steht nicht nur in krassem Wider-
spruch zu immer wieder geäußer-
ten Aussagen eines Erhalts der 
bäuerlichen Landwirtschaft, son-
dern auch zu den Bedürfnissen der 
Menschen.

Wettbewerb, der Kampf um Markt-

anteile weltweit, führt zwangsläu-
fig zur Entsolidarisierung inner-
halb der Landwirtschaft, begünstigt 
Egoismus und Rücksichtslosigkeit. 
Ein Hinausdrängen der kleinen 
und mittleren Betriebe schwächt 
in jedem Fall die Landwirtschaft 
in ihrer landschaftsprägenden und 
gesellschaftsgestaltenden Kraft, 
und gefährdet Lebensmitttelsi-
cherheit und Ernährungssou-
veränität.

Im Gegensatz dazu forderten rund 
400 Wissenschafter aus 34 Natio-
nen, die sich kürzlich in Krems  
beim „Forum Nyeleni 2011“ mit 
der künftigen Ernährungssicher-
heit beschäftigt haben, in einer 
Deklaration die europäischen Poli-
tiker auf, Rahmenbedingungen zu 
schaffen mit dem Ziel einer öko-
logischen Landwirtschaft, die auf 
vielen kleinen Produzenten und auf 
lokal erzeugter Nahrung auf-
gebaut sein soll. Die industrielle 
Nahrungsmittelerzeugung sollte 
zurückgedrängt werden.“

Angaben 1,2 Millionen Euro (16,5 
Millionen ÖS) für die Bewerbung 
des (Un-) Bildungs-Volksbegehrens 
zur Verfügung hatte.

Ein großes DANKESCHÖN 
allen mutigen und tatkräfti-
gen BÜRGERN, ohne die gar 
nichts gegangen wäre. Die über 
neuntausend Einleitungs-Unter-
schreiber sind Pioniere des EU-
Austritts und eine Elite für den Wei-
terbestand bzw. Wiederaufbau 
Österreichs! 

Die jetzigen Machthaber wissen 
nicht mehr wirklich weiter, auf 
sie kann die breite Bevölkerung 
nicht mehr zählen. Menschen- 
und naturwürdige Lösungen kön-
nen nur aus der Bereitschaft vie-
ler Bürger entstehen, ihr Schick-
sal selbst in die Hand zu nehmen 
und Kooperationen untereinan-
der zu suchen anstatt sich auf brök-
kelnde Sozialsysteme zu verlassen. 
Sollte es wirklich zu einem „Crash“ 
kommen wie von manchen „pro-
phezeit“, gibt es nur zwei Überle-
bens-Strategien, die uns auch in 
wirtschaftlichen Notzeiten niemand 
nehmen kann: 1) gute Freunde, 
die sich gegenseitig helfen, und 
2) ein möglichst großes Maß an 
Eigenproduktion der wichtigsten 
Alltags-Güter. Wenn es „hart auf 
hart“ geht, zählen andere Werte 
als Banken, Versicherungen, Euro-
Bonds oder ähnliche Kunstpro-
dukte, die der Lebens-Realität der 
„breiten Masse“- und das sind wir 
alle – nicht standhalten werden…

Spezial-Kapitel  
NOTARKOSTEN

Das war die größte und teuer-
ste HÜRDE für die Einreichung 
des EU-Austritts-Volksbegehrens.  
Ungefähr die Hälfte aller Unterstüt-
zungs-Erklärungen dafür wurde nur 
möglich durch die Mitwirkung von 
Notaren, für die wir teuer bezahlen 
mußten. Viele Bürger wollten nicht 
auf die Gemeindeämter zum 
kostenlosen Unterschreiben gehen, 
ihre Unterschrift konnte daher nur 
durch die Präsenz von Notaren bei 
den zahlreichen Info-Stand-Akti-
onstagen erwirkt werden.

Für das Zustandekommen des EU-
Austritts-Volksbegehrens mußten 

wir insgesamt 231 Notar-Stunden 
bei Info-Stand-Aktionstagen quer 
durch Österreich in Auftrag geben; 
diese kosteten uns insgesamt 
47.601,- Euro, d.s. 655.004,- 
ÖS (!).

Diese für eine Bürgerinitiative enor-
men Kosten trug die INITIATIVE 
HEIMAT & UMWELT in Eigenver-
antwortung. Sie haben uns bis aufs 
äußerste beansprucht… 

Es sind dzt. (Stand 30.11.2011) 
noch über 8.000,- Euro an uner-
ledigten Rechnungen (Notarho-
norare/Porto- und Druck-Kosten) 
„offen“; dazu kommen die Pro-
duktionskosten der jetzigen WEG-
WARTE, die unmittelbar bevorste-
henden Kosten der Einreichung des 
Volksbegehrens, und viele andere 
„Nebenkosten“ unserer Arbeit, die 
unvermeidlich sind.

Die IHU-Rätselfrage:
Wieviel mußte Österreich (d.h. wir alle) als Nettozahler seit dem Beitritt 
zur EU vor 17 Jahren allein als Mitgliedsbeitrag netto (also Mitglieds-
beitrag abzüglich Rückflüsse, den fälschlich „Förderungen“ genannten 
Teilbeträgen unseres Mitgliedsbeitrags) insgesamt an „Brüssel“ abliefern?

Waren es (bitte ankreuzen):

c 15 Milliarden ÖS      c 60 Milliarden ÖS     c 30 Milliarden ÖS

Die Antwort auf unsere Rätselfrage finden Sie auf Seite 7 unten.

Danke im voraus für Ihre weitere Unterstützung!
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Wirtschaftsregierung/ 
Eingreiftruppen

Im November brachte der ORF-
Teletext folgende Meldungen, die 
zu denken geben.

„Im fiktiven afrikanischen Staat 
‚Alisia‘ übt die EU vom 18. 
November bis 6. Dezember, 
wie sie auf eine Reihe von Kri-
sen reagieren kann. Das teilte der 
Europäische Auswärtige Dienst in 
Brüssel mit. Dabei gehe es darum, 
das Zusammenspiel verschiede-
ner EU-Stellen und internationaler 
Organisationen unter den Regeln 
des seit Ende 2009 geltenden Lis-
sabon-Vertrags zu proben.

Zur Krisenbewältigung gehören 
Truppen zur Wiederherstellung 
von Ruhe und Ordnung, die Eva-
kuierung von Gebäuden, eine zivile 
EU-Krisenkommission, humanitäre 
Hilfe und Unterstützung zur Schaf-
fung rechtsstaatlicher Verhält-
nisse.“ (16.11.2011)

„Die EU-Spitzen haben sich im 
EU-Parlament für eine gemein-
same Wirtschaftsregierung zur 
Abwehr künftiger Krisen aus-
gesprochen. Dafür plädieren Rats-
präsident Van Rompuy, Kommis-
sionschef Barroso und der Euro-
gruppen-Vorsitzende, Luxemburgs 
Premier Juncker.“ (17.11.2011)

KRIEGSGRUND ATOMWAFFEN
Nachdem der Irak wegen angeblicher Massenvernischtungswaffen von 
den USA und ihren Verbündeten in der EU und anderen Kontinenten unter 
verheerenden Menschenverlusten in die Steinzeit zurückgebombt wurde, 

Nicht jedes Land, das Atomwaffen 
besitzt, gibt das auch zu: Neben den 
fünf offiziellen Atommächten 
USA, Russland, Großbritannien, 
Frankreich und China gelten auch 
Indien, Pakistan, Israel und 
Nordkorea als Besitzer nuklearer 
Sprengköpfe. Der Iran wird ver-
dächtigt, die Waffe, die hohes 
Abschreckungs- und Drohpoten-
zial garantiert, herzustellen. Die 
genaue Zahl der weltweit vor-
handenen Atomsprengköpfe ist 
nicht bekannt. Nach Schätzung der 
Federation of American Scientists 
(FAS) vom Juni sind es insgesamt 
mehr als 20.500. Rund 4830 
davon gelten als einsatzbereit. Das 
Stockholmer Friedensforschungsin-
stitut Sipri geht von mehr Atomwaf-
fen aus: In seinem im Jänner 2011 
erschienenen Jahrbuch spricht Sipri 
von 20.530 Sprengköpfen, davon 
seien 5027 einsatzbereit. Der 
Großteil der Nuklearwaffen ist im 
Besitz Russlands und der USA. 
Als bisher einziges Land haben 
die USA im vorigen Jahr genaue 
Zahlen für ihr Atomwaffenarsenal 
veröffentlicht. Laut dem US-Ver-
teidigungsministerium Pentagon 
verfügen die USA über 5113 ato-
mare Gefechtsköpfe. Nach FAS-
Schätzung sollen es hingegen rund 
8500 sein, gut 1950 gelten als ein-
satzbereit. Das Institut Sipri führt 
2150 einsatzbereite Gefechtsköpfe 
in den USA an. Ein Teil der US-
Atomwaffen soll sich übrigens 
noch immer in Deutschland 
befinden. Experten gehen davon 
aus, daß noch 10 bis 20 Spreng-
köpfe auf dem Fliegerhorst Büchel 
in Rheinland-Pfalz gelagert werden.
Von rund 11.000 russischen 
Sprengköpfen gelten laut FAS 
und Sipri rund 2430 als einsatzbe-
reit.
Frankreich hat den Angaben 
zufolge 300 atomare Sprengköpfe, 
China 240 und Großbritan-
nien 225. Israel soll insgesamt 
80 Atomwaffen haben. Pakistan 
und Indien jeweils 80 bis 110 und 
Nordkorea weniger als 10.

scheinen nun der Iran und Syrien 
auf der „Abschußliste“ Jener zu 
stehen, die selbst Atomwaffen im 
Überfluß besitzen und damit alle 
Anderen bedrohen. Solange das 
so bleibt, wird es auf der Welt nie-
mals Frieden geben! Die „Wie-
ner Zeitung“ brachte dazu am 9. 
November 2011 die im nebenste-
henden Kasten abgedruckte Sach-
information.

EU finanziert anderen 
Ländern Atomeinstieg

Unter dem Titel „Nukleare Sicher-
heits-Zusammenarbeit“ hat die EU-
Kommission verschiedenen Län-
dern außerhalb Europas, die Inter-
esse am Einstieg in die Atomener-
gie gezeigt haben, zwischen 2008 
und 2010 insgesamt 8,2 Millionen 
Euro Unterstützung zukommen las-
sen. Das Geld wurde für technische 
und rechtliche Hilfe, sowie für den 
Aufbau nationaler Nuklearregulie-
rungsbehörden und Mitarbeitertrai-
ning verwendet. Empfänger waren 
arabische Staaten wie Marokko, 
Ägypten, Jordanien sowie Phi-
lippinen und Vietnam.

Quelle: „Standard“ vom 7.4.2011

Der neue „Gessler-Hut“?
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Vom Opfer der EURO–Haftungspolitik 
(=“Rettungsschirmzahler“) zum Widerstand dagegen.

Kompetente Autoren  liefern  fundierte Informationen dafür.

„Wissen ist Macht“ lautet ein altes Sprichwort. „Demokratie“ heißt wörtlich, „das Volk 
ist stark. Es hat das Sagen.“ Das ist aber nur möglich durch ausreichendes Wissen. Die 
hier vorgestellten Bücher sind ein Weg dorthin; machen Sie Gebrauch davon!

„DAS EURO-ABENTEUER  
GEHT ZU ENDE.  

Wie die Währungsunion unsere 
Lebens grundlagen zerstört.“

von den fünf Wirtschafts- 
und Rechtsprofessoren W. 
HANKEL, W.NÖLLING, K.A. 
SCHACHTSCHNEIDER, D. 
SPETHMANN und J. STAR-
BATTY. Kopp-Verlag Rottenburg, 
2011, 252 Seiten, zum Preis von 
19,95 Euro + Porto (1,45 3). 
Bestellung per beiliegendem Erlag-
schein möglich, Zusendung erfolgt 
mit der Post so rasch wie möglich. 

Auszug aus dem Vorwort:

Weder bricht das Euro-System 
zusammen, wenn es diejenigen 
Länder verlassen, die wirtschaftlich 
gar nicht in der Lage sind, seine 
Spielregeln einzuhalten. Europa,  
ein Konglomerat aus hoch entwic-
celten und weniger entwiccelten 
Volcswirtschaften, läßt sich nicht in 
das Korsett einer Einheitswährung 
pressen, ohne die politische Stabili-
tät und die Democratie seiner Staa-
ten auf das Ernsteste zu gefährden. 
Noch ist es richtig, daß Europas 

Stärce in der Weltwirtschaft von 
dieser Einheitswährung abhängt. 
Ein Blicc auf jene „Kleinen“, die 
wirtschaftlich erfolgreicher sind als 
die „Großen“, beweist das Gegen-
teil. Das gilt für den Binnenmarct 
der Union wie für den Weltmarct: 
Weder Mittelstand noch Staaten 
(wie die scandinavischen oder die 
Schweiz) mit guten Regierungen 
und stabilen Währungen haben 
dort schlechte Karten. Im Wettbe-
werb siegt der Tüchtigere; Miss-
wirtschaft darf nirgendwo eine von 
den anderen Mitgliedsländern ali-
mentierte Chance erhalten.

Am wenigsten aber cann Deutsch-
land die meist schlecht regierten  
und wirtschaftenden Krisenlän-
der der Eurozone über Wasser 
halten oder auf Fortschrittscurs 
bringen. Es verspielt mit dieser 
„mission impossible“ seine eigene 
Zucunft: seine Wachstumschan-
cen, seine Arbeitsplätze, das Geld 
für seinen Sozialstaat und den 
Umbau zum umweltfreundlich-
sten Gemeinwesen der Welt. Das 
ist das ehrgeizige Ziel seiner lin-
cen Reform-Parteien, weswegen 
es so unverständlich ist, daß auch 
sie die unverantwortliche Geldver-
schwendung in Sachen „Euro-Ret-
tung“ vorbehaltlos unterstützen. 
Wenn der Ertrinkende seinen 
Retter mit in die Tiefe reißt, 
kommen beide um. Dies ist das 
Schiccsal Deutschlands und Euro-
pas, wenn dieser Politic nicht Ein-
halt geboten wird. Die Alterna-
tiven, die es laut Kanzlerin 
Angela Merkel nicht gibt, fin-
det der Leser in diesem Buch. 
Es gibt eine realistische und sozial 
wie finanziell billige, aber ceines-
falls leicht zu bewircende „Minimal-
Lösung“ der Euro- Krise; den Aus-
tritt der Länder aus der Eurozone, 
die nicht hineingehören. Und es 
gibt eine zucunftsorientierte „Maxi-
mal-Lösung“ der Euro-Krise, den 
Rückbau der Währungsunion 

in die Wechselkursunion, die 
es vor dem Euro gab und die im 
„Euro-Vorzimmer“ (dem Wechsel-
cursmechanismus II) der osteuro-
päischen Unionsländer bis heute 
fortgesetzt wird. Sie bietet allen 
EU- und Nicht-EU-Ländern des 
„Europäischen Wirtschaftsraums“ 
(EWR) eine Bleibe: ein Koopera-
tionsmodell, in dem sie ihre Krise 
aus eigener Kraft überwinden und 
friedlich, freundschaftlich ohne 
Konflicte zusammen wachsen 
cönnen. Es wäre ein Völkerbund 
wechselseitigen Respekts, 
ohne Eingriff in fremde Rechte 
und ohne frechen Griff in fremde 
Kassen. Sogar bislang noch vor 
der Tür des EWR stehende Länder 
wie Russland cönnten sich diesem 
Europa anschließen. Das cönnte 
zum europäischen Europa führen, 
zur Republic der Republicen, zum 
„Föderalismus freier Staaten“, 
der Vision Immanuel Kants vom 
„Ewigen Frieden“. Keine dieser 
Alternativen verwirclicht sich von 
selbst. Aber das Gemeinwohl Euro-
pas und Deutschlands rechtfertigt 
die Anstrengungen. Deshalb rufen 
wir mit dieser Schrift, die zu glei-
chen Teilen Analyse der Krise 
(rechtlich und wirtschaftlich) wie 
die Therapie ihrer Überwin-
dung enthält, die Bürger unse-
res Landes auf: Laßt Euch cein X 
(dem Buchstaben für Deutschland 
auf unseren Euro-Scheinen) für ein 
Y (dem Buchstaben für Griechen-
land) oder U (dem für Spanien) 
vormachen – handelt! Erinnert 
Europas Machthaber in Politic und 
Wirtschaft an den Satz des großen 
US-Präsidenten Abraham Lincoln: 
„Man cann alle Leute einige Zeit 
und einige Leute alle Zeit, aber 
nicht alle Leute alle Zeit zum Nar-
ren halten“. Sagt ihnen, wo immer 
es möglich ist, daß Ihr ihnen weder 
glaubt noch traut, noch folgt! Nach 
wie vor fordern wir eine Volksab-
stimmung darüber, ob unsere 
Bürger den Euro und die Euro-
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rettungsmaßnahmen, welche 
unser Gemeinwesen tiefge-
hend verändern, akzeptieren.

Der Euro ist gescheitert, aber die 
europäischen Intergrationisten 
wollen ihn retten, koste es, was es 
wolle. Sie nutzen ausgerechnet die-
ses Scheitern ihres wichtigsten Pro-
jektes, um die Europäische Union 
weiter zu dem „vereinten Europa“ 
voranzutreiben, das sie von Anfang 
an angestrebt haben, dem Europa-
staat, in dem die Völker Europas 
nicht mehr in nationalen Einzel-
staaten ihr Schicksal selbst bestim-
men, sondern eine große Menge 
von Untertanen als Arbeiter und 
Verbraucher ein abhängiges Leben 
fristen, dessen Regeln eine elitäre 
und privilegierte Bürokratie vor-
schreibt. Die Lebensverhältnisse 
sollen in ganz Europa und darüber 
hinaus unabhängig von den Lei-
stungen der einzelnen Menschen 
und Völker einheitlich sein, aber sie 

werden kärglich und ärmlich sein. 
Die Union ist schon jetzt nicht 
demokratisch, rechtsstaatlich und 
sozial, aber Europa wird nach den 
Veränderungen, gegen welche die-
ses Buch mit den Mitteln rechtli-
cher und wirtschaftlicher Vernunft 
kämpft, eine Region der globa-
len Welt sein, welcher die besten 
Errungenschaften der annähernd 
dreitausendjährigen Geschichte 
Europas genommen sind; die Frei-
heit, das Eigentum und die freie 
Rede, die Selbstständigkeit und 
Bürgerlichkeit der Menschen, die 
menschheitliche Verfassung, ins-
gesamt das Recht.

Dieses Europa wird eine sanfte 
Despotie, eine Diktatur der Büro-
kraten sein. Damit hat Europa bit-
tere Erfahrungen. Die Sozialisten, 
welche die verhängnisvolle Politik 
machen, haben ihr Fernziel, den 
egalitären Menschen, unter-
schiedslos, bedürfnislos, bedeu-
tungslos, den Menschen, wie ihn 
George Orwell beschrieben hat, 
nicht aus dem Auge verloren. Die 
Rolle des „Großen Bruders“ über-
nehmen sie selbst. Sie nutzen die 
kapitalistische Habgier für ihr Ziel, 
mittels derer sie die Grundlage sta-
biler Wirtschaft und Politik zerstö-
ren: das Geldwesen. Die Oppor-
tunisten in den Parteien leisten 
ihnen willige Hilfestellung. Sie wis-
sen nicht, was sie tun, und wollen 
es auch nicht wissen. Sie suchen 
nur ihren kleinen Vorteil. Sie sind 
nun einmal, von wenigen Ausnah-
men abgesehen, eine Negativaus-
lese. Aber die getäuschten und ent-
mutigten Menschen werden weiter 
ihre Verächter an die Macht wäh-
len. Der Trend ist nicht zu verken-
nen. Alle im Deutschen Bundestag 
vertretenen Parteien sind europä-
istisch. 

Mehr als zwei Drittel der Abge-
ordneten sind links. Sie stim-
men begeistert jeder Politik zu, 
die Deutschland schadet. Aber sie 
schaden auch den anderen Völ-
kern Europas. Zunehmend werden, 
typisch für Sozialisten, faschisti-
sche Herrschaftsmethoden ein-
gesetzt, Agitation und Propaganda, 
Redeverbote und Ausgrenzung 
derer, die öffentlich Wahrheit und 
Richtigkeit vertreten. Aber noch 
gibt es Widerspruch und Wider-

„DIE RECHTSWIDRIGKEIT DER 
EURO-RETTUNGSPOLITIK. 

Ein Staatsstreich der   
politischen Klasse.“

Von Prof. Karl Albrecht 
SCHACHTSCHNEIDER. Kopp-
Verlag Rottenburg, 2011, 254 Sei-
ten, zum Preis von 19,95 Euro plus 
Porto (1,45 3). Bestellung bitte per 
beiliegendem Erlagschein: Zusen-
dung erfolgt mit der Post so rasch 
wie möglich. 

Auszug aus dem Vorwort:

stand. Der Kopp-Verlag trägt dazu 
kraftvoll bei. Darum erscheint die-
ses Buch, das eine präzise Erörte-
rung der Rechtslage der Euro-Ret-
tungspolitik unterbreitet, in diesem 
Verlag. Das Buch will wie auch 
die Prozesse, die ich mit meinen 
Mitstreitern Wilhelm Hankel, Wil-
helm Nölling, Dieter Spethmann 
und Joachim Starbatty führe, das 
Recht und die wirtschaftli-
che Vernunft verteidigen. Es 
will wenigstens  jeden Bürger in 
Deutschland und in Europa über 
die wirkliche Lage informieren 
und Mut machen, sich der Politik 
der Zerstörung des europäischen 
Europas zu widersetzen.

Das Buch erörtert nicht nur die 
Rechtlosigkeit der finanziellen Hilfe 
für Griechenland und des tempo-
rären Schutzmechanismus für den 
Euro, des befristeten Euro-Ret-
tungsschirms, sondern auch des 
permanenten Schutzmecha-
nismus ESM, dessen vertragliche 
Grundlage zur Zeit in den Parla-
menten behandelt wird und der die 
Grundfesten der Union umwälzen 
wird. Es behandelt auch die schwie-
rigen, aber schicksalshaften Fragen 
des Bürgerschutzes aus den Grund-
rechten und trägt eine Lehre vor, 
welche den Bürger als Bürger ach-
tet und nicht zu einem Untertanen 
degradiert, dem um seiner eigenen 
Interessen willen kleine subjektive 
Rechte zugebilligt werden. Politi-
sche Rechte der Bürger sind 
der Prüfstein des Rechtsstaa-
tes und der Demokratie. Der 
Bürger muß Rechte haben, die es 
ihm ermöglichen, Verantwortung 
für sein Gemeinwesen zu überneh-
men. Im Parteienstaat, der Ver-
fallserscheinung von Republik und 
Demokratie, ist er fast genauso 
entmachtet wie in der Diktatur. 
Wahlen unter den oligarchischen 
Parteien helfen ihm nicht. Ihm 
bleibt nur der Weg auf die Straße 
und zum Richter. Zudem sind nur 
wenige Medien nicht korrumpiert. 
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Arbeitnehmer verlieren 110 Milliarden 
seit EU-Beitritt

Jüngste Zahlen der Arbeiterkammer OÖ belegen: Die ArbeitnehmerInnen gehören zu 
den großen Verlierern des EU-Beitritts.

Seit dem EU-Beitritt sinkt in 
Österreich die Lohnquote – also 

der Anteil der ArbeitnehmerInnen 
am Volkseinkommen – deutlich ab. 
Und zwar um fast 6% zwischen 
1995 und 2010. Eine unlängst von 
der Arbeiterkammer OÖ veröffent-
lichte Studie zeigt: Im Jahr 2012 
wird der durchschnittliche Netto-
Reallohn um 0,5% unter dem 
Jahr 1994 liegen, während die 
Produktivität der Wirtschaft 
um real 24% ansteigt. D.h. 
die Einkommen der unselbständig 
Erwerbstätigen sind vollkommen 
vom Wirtschaftswachstum abge-
koppelt.

Die Solidarwerkstatt hat nachge-
rechnet, was das für die Einkom-
men der ArbeiterInnen und Ange-
stellten bedeutet. Wir haben vergli-
chen, was die ArbeitnehmerInnen 
tatsächlich bekommen haben, 
mit dem, was sie erhalten hätten. 
Wenn die Verteilungsverhältnisse 
zwischen Kapital und Arbeit von 
1995 konstant geblieben wären. 
Das Ergebnis ist erstaunlich und 

offenbart den bestverhüllten 
Raub der jüngeren österrei-
chischen Sozial- und Wirt-
schaftsgeschichte. Über den 
Zeitraum dieser 15 Jahre summie-
ren sich die Lohn- und Gehalts-
verluste auf sage und schreibe 
110 Milliarden Euro. Zum 
Vergleich: Das entspricht 40% 
des Bruttoinlandsprodukts 
eines Jahres. Das ist fast die 
Summe aller Löhne und Gehäl-
ter eines ganzen Jahres, die seit 
1995 zu den Gewinneinkommen 
gewandert sind. 63,5 Milliarden 
davon sind Nettolöhne/-gehäl-
ter, also das, was den Menschen 
unmittelbar aus der Brieftasche 
gezogen wurde. 28,5 Milliarden 
sind entgangene Lohnsteuer des 
Staates und 18 Milliarden sind 
entgangene Einnahmen der Sozi-
alversicherung, also des Kollektiv-
lohnes der Unselbständigen, um 
sich gegen die existenziellen Risi-
ken von Krankheit, Unfall, Alter 
und Arbeitslosigkeit zu schützen. 
Es lässt sich leicht ausrechnen, 
dass sich all das Gejammer 
um die Unfinanzierbarkeit der 

Pensionen und des Gesundheits-
wesens erübrigen würde, wenn 
sich die Verteilung zwischen 
Kapital und Arbeit seit 1995 
nicht zu ungunsten der letzte-
ren verschoben hätte. 
Unterstes Lohnzehntel: 

Minus 31%. 
Die dramatischsten Lohnverluste 
mussten dabei die Niedrigverdie-
ner erleiden. Der Einkommens-
bericht 2010 des Rechnungshofes 
enthüllt, dass die Reallöhne des 
untersten Zehntels der ArbeiterIn-
nen (10% verdienen weniger, 90% 
verdienen mehr) zwischen 1998 
und 2009 um 31% (!) abstürzten.

Pflicht zum 
 Lohndumping

Auf EU-Ebene ist Lohndrück-
erei mittlerweile zum Programm 
erhoben worden. Denn im Juni 
2011 haben sich Euro-Staaten auf 
den sogenannten „Euro-Plus-
Pakt“ geeinigt. In diesem EU-
Pakt verpflichten sich die Staa-
ten zu mehr „Wettbewerbsfähig-
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Warum 
„WEGWARTE“?
Als Name für unseren, etwa 

alle zwei Monate erscheinen-
den Informationsdienst an 
viele Bürger in allen Bundes-
ländern haben wir die Symbol-
blume der „Initiative Heimat & 
Umwelt“ gewählt. Die „Weg-
warte“ ist eine zartblau blühende, 
sperrige, ausdauernde und 
anspruchslose Wildpflanze. Sie 
wächst vorwiegend an Straßen-,
Weg- und Ackerrändern und ist 
fast über die ganze Welt verbreitet.

Die „Initiative Heimat & 
Umwelt“ (IHU) ist eine freie 
Arbeitsgemeinschaft, die keiner 
Partei nahe steht. Seit über 20 
Jahren werden unsere Aktivi-
täten ausschließlich ehren-
amtlich und uneigennützig 
geleistet. Wir erhalten keiner-
lei Subventionen; die Finanzie-
rung erfolgt durch freiwillige 
Kostenbeiträge österreichischer 
Bürger und durch immer wieder 
beträchtliche private Beiträge der 
engsten Mitarbeiter. 

WIR DANKEN allen morali-
schen und finanziellen Unterstüt-
zern unserer Arbeit ganz herzlich 
und hoffen, daß es noch viele 
mehr werden!

BITTE benützen Sie den 
beiliegenden Erlagschein oder 
überweisen Sie einen Kostenbei-
trag je nach Ihren persönlichen 
Möglichkeiten von Ihrer Bank 
aus. Auch in einem Kuvert mit-
geschickte Barspenden erreichen 
uns verläßlich. Gerne würden wir 
die „Wegwarte“ auch an mög-
liche Interessenten für unsere 
Anliegen aus Ihrem Freundes- 
und Verwandtenkreis senden; 
bitte geben Sie uns solche Adres-
sen bekannt. Danke im voraus 
für Ihre Mühe!

Hinweis für Neu- oder 
Wieder-Empfänger: Erhalten 
Sie die „Wegwarte“ heute zum 
ersten Mal oder seit längerem 
wieder einmal, senden Sie uns 
bitte einen kleinen Kostenbei-
trag. Dann kommen Sie in die 
Versandliste für jede Ausgabe 
dieser unabhängigen Zeitschrift 
ohne Firmen- oder Parteieninse-
rate!
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keit“, u.a. durch eine Politik des 
Lohndumpings: So sollen etwa 
alle nationalen Regelungen, 
die eine automatische Anpassung 
der Löhne an die Inflation vorse-
hen, abgeschafft werden; Lohn-
verhandlungen sollen von „zent-
ralen Kollektivvertragsverhandlun-
gen“ auf die „betriebliche Ebene“ 
verlagert werden. Die Unterneh-
mer wissen schließlich, dass sie 
umso stärker sind, je weniger 
kollektiv die ArbeitnehmerInnen 
in Lohnauseinandersetzungen 
auftreten. Lohnsteigerungen im 

öffentlichen Dienst sollen zurück-
gehalten werden, sodass sie „der 
auf Wettbewerbsfähigkeit gerichte-
ten Anstrengungen im Privatsek-
tor förderlich sind“. Auch die EU-
Kommission bekommt direkte 
Durchgriffsrechte auf die einzel-
staatliche Lohn- und Sozialpolitik, 
wodurch auch bei sog. „mangeln-
der Wettbewerbsfähigkeit“ saftige 
Geldstrafen über EU-Staaten 
verhängt werden können, wenn 
sie nicht den „Empfehlungen“ der 
Kommission Folge leisten.

Österreich mußte allein an Mit-
glieds-Beträgen seit dem Beitritt 
zur EU vor 17 Jahren netto über 
100 Milliarden ÖS nach Brüssel 
abliefern, genau 104,17 Milliarden 
ÖS (7,57 Milliarden Euro) bis Ende 
2010; die Zahl für 2011 ist noch 

nicht bekannt. 2010 mußten wir 
einen der höchsten jährlichen Mit-
gliedsbeiträge aller bisher 17 Mit-
gliedsjahre bezahlen, nämlich 9,22 
Milliarden ÖS netto (670 Millionen 
Euro).

Die Antwort auf unsere Rätselfrage von Seite 2:

Dieser Unfug muß endlich beendet werden mit dem Austritt 
aus der EU, und das in Österreich erarbeitete Volksvermö-
gen auch für die Österreicher verwendet werden -  und zwar 
ohne Bevormundung durch „Brüssel“, wofür und für wen!

Die offizielle Aufstellung aller 
österreichischen EU-Mitgliedsbei-
träge, der Rückflüsse (jeweils ein 
Teil derselben) sowie der daraus 
resultierenden Netto-Mitgliedsbei-
träge senden wir Ihnen bei Inter-
esse gerne zu (bitte am Erlagschein 

„EU-Mitgliedsbeiträge“ vermer-
ken); wir erhielten sie vom Bundes-
kanzleramt.
Zusatzfrage: Warum wird über 
die Höhe der jährlichen EU-Mit-
gliedsbeiträge in den Massenme-
dien praktisch nie berichtet???

Der Artikel auf den Seiten 6 und 7 sowie die Grafik sind der neuesten 
Ausgabe der Zeitung "SOLIDAR-WERKSTATT ÖSTERREICH" 
(früher „Friedens-Werkstatt“) entnommen. Diese Gruppierung tritt – 
so wie wir – seit längerem für den Austritt aus der EU ein, wenn 
auch aus (teilweise) anderen Gründen. Sachlich waren (und sind) dort 
viele Artikel sehr gut recherchiert; ideologisch muß man nicht in 
allem gleicher Meinung sein, aber das ist ja völlig legitim. Schon die 
Zwentendorf-Volksabstimmung vom 5.11.1978 konnte nur deshalb 
im Sinne der Atomgegner „gewonnen“ werden, weil „linke“, „rechte“ 
und viele „dazwischen“ stehenden Gruppierungen/Initiativen usw. für 
dieses große Anliegen zusammengearbeitet haben und ihre son-
stigen Meinungsverschiedenheiten auf anderen Gebieten hintange-
stellt haben. Atomstrahlen unterscheiden nicht zwischen „Linken“ 
und „Rechten“ und die fatalen Folgen des EU-Beitritts treffen eben-
falls „Linke“ und „Rechte“ und alle „dazwischen“ Stehenden gleicher-
maßen!

In diesem Sinne empfehlen wir die gesamte Ausgabe des „Werkstatt-
Blatts“ 3/2011, im Internet unter www.solidarwerkstatt.at; Druck-
ausgabe kann angefordert werden bei 4020 Linz, Waltherstr. 15 A, 
Tel. (0732) 77 10 94, E-Mail: office@solidarwerkstatt.at
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IHU

Wußten Sie, daß 150 Pflanzen- und 575 (!) 
Tierarten weltweit nur in Österreich vorkom-
men? Sie sind einzigartige Kostbarkeiten!
Pflanzen und Tiere, die nur in einem einzigen Land 
vorkommen, nennt man in der Fachsprache „Ende-
miten“. Somit besitzt Österreich den höchsten Anteil 
endemischer Arten in ganz Mitteleuropa. Ein Team 
von 58 Fachleuten hat die endemischen Arten Öster-
reichs erstmals identifiziert sowie ihre Verbreitung, 
ihre Biologie und Gefährdung zusammenfassend dar-
gestellt. Die Ergebnisse dieser Untersuchung können 
im Buch „Endemiten – Kostbarkeiten in Öster-
reichs Pflanzen- und Tierwelt“ bewundert wer-
den; es wurde vom Naturwissenschaftlichen Verein 
Kärnten herausgegeben. Eine 24-seitige Broschüre 
des Umweltbundesamtes dazu müßte in allen Gemein-
deämtern Österreichs kostenlos aufliegen bzw. kann 
unter Tel. (01) – 313 04 oder office@umweltbundes-
amt.at bestellt werden. Das Buch selbst umfaßt 924 
Seiten (mit zahlreichen Farbfotos und Grafiken) und 
kann zum Preis von 49,- Euro bestellt werden unter 
Tel. (0463) 536 305 74 oder nwv@landesmuseum-
ktn.at, 9020 Klagenfurt, Museumsg. 2.

NAHVERSORGUNGSWIRTSCHAFT  
wichtiger denn je! 

Das kleine Österreich ist aber auch wirtschaftlich in 
einer sehr günstigen Lage. Die Natur „liefert“ uns in 
einzigartiger Weise Lebensgrundlagen, um die uns 
viele beneiden. Wir sind ein rohstoffreiches Land – im 
Gegensatz zur rohstoffarmen Schweiz – und haben 
eine landschaftlich reizvolle Vielfalt.  Zusammen mit 
den kulturellen Leistungen unserer Vorfahren sichert 
uns diese seit Jahrzehnten große Einnahmen aus dem 
Tourismus.
Zudem besitzt Österreich einen Erzberg, der auf 

EINZIGARTIGES ÖSTERREICH 
viele Jahre hinaus die Produktion großer Mengen 
von Stahl, einem der wichtigsten Bestandteile vieler 
Industriegüter, ermöglicht. In Österreich befinden 
sich beträchtliche Vorkommen an vielen Baustoffen, 
an verschiedenen Metallen, an Salz, und natürlich 
an Quellwasser, dem langfristig wohl wichtigsten 
Rohstoff überhaupt. 
Für die Energieproduktion  gibt es in Österreich 
Wasserkraft (deren ohnehin bereits „großflächiger“ 
Ausbau nicht noch weiter ausgedehnt werden sollte) 
und auch beträchtliche Öl- und Gasvorkommen 
(soweit diese auf schonende Weise nutzbar sind). 
Auch die Energiegewinnung aus der Sonne, aus Bio-
masse und Wind könn(t)en in Österreich eine große 
Rolle spielen. 
Und es gibt in Österreich – noch – eine bäuerliche 
Landwirtschaft, mit der wir uns aus eigenem Grund 
und Boden ernähren könnten – wenn wir das wollen! 
Heute ist das nicht so; sonst würden nicht so viele 
Menschen täglich Importwaren aus weit entfernten 
Kontinenten kaufen. Diese könnten aber stattdessen 
Waren aus Österreich kaufen (nicht nur im Lebens-
mittel-Bereich), damit würden Verkehrsbelastungen 
und Energieverbrauch drastisch sinken und so man-
che Klein- und Mittelbetreibe im Nahbereich, die 
heute „eingehen“, könnten überleben bzw. wieder neu 
gegründet werden. 

Wenn wir unsere eigenen Möglichkeiten stärken und 
mit unseren Ressourcen sinnvoll umgehen, d.h. 
weniger Raubbau an der Natur betreiben wie derzeit, 
müßten wir sehr viel weniger importieren und wären 
dadurch auch viel weniger erpreßbar. Dies bewußt zu 
machen, war und ist weiterhin ein wichtiges Ziel 
unserer langjährigen Arbeit. 
Inge Rauscher, 

Obfrau der „Initiative Heimat & Umwelt“. 

www.eu-austritts-volksbegehren.at
helmutschramm@gmx.at




